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Schriftliche Erklärung zur Ausdehnung der medizinischen Grundversorgung auf alle in 
Europa lebenden Menschen, auch wenn sie die Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen 
nicht erfüllen

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass das Recht auf Gesundheit ein grundlegendes Menschenrecht 
darstellt und es daher erforderlich ist, in Europa die Gesundheitsversorgung, die 
ambulante und stationäre Notfallbehandlung oder Grundversorgung auch auf alle Nicht-
EU-Bürger, einschließlich derjenigen ohne Einreise- und Aufenthaltsgenehmigung, 
auszudehnen,

B. in der Erwägung, dass Italien, Frankreich, Belgien, Deutschland, das Vereinigte 
Königreich und Spanien bereits seit langem Gesetze und/oder Verfahren verabschiedet 
haben, um Bürgern aus Drittländern, auch wenn sie die Einreise- und 
Aufenthaltsbestimmungen im Gebiet der Mitgliedstaaten vorübergehend nicht erfüllen, 
verschiedene Formen des Zugangs zur ärztlichen Grundbehandlung zu gewährleisten,

C. in der Erwägung, dass der beschriebene Rechtsrahmen die Rechte der sich im Gebiet der 
Union aufhaltenden Personen nur teilweise schützt und kein einheitliches 
Dienstleistungsniveau gewährleistet,

1. fordert die Kommission auf, eine europäische Richtlinie vorzuschlagen, in der 
unbeschadet der nationalen Verantwortlichkeiten auf diesem Gebiet die Bedingungen für 
die gesundheitliche Mindestversorgung festgelegt sind, die für alle Ausländer, 
einschließlich derjenigen ohne ordnungsgemäße Aufenthaltsgenehmigung, zu 
gewährleisten ist,

2. fordert seinen zuständigen Ausschuss auf, sich für eine öffentliche Anhörung zur 
Überprüfung der diesbezüglichen Rechtslage in den einzelnen Mitgliedstaaten zu 
veranstalten, um für die betreffenden Rechtsvorschriften eine Harmonisierung nach oben 
vorzuschlagen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner dem Rat 
und der Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln.


